
Vorabentscheidungsersuchen des Rayonen sad Plovdiv 
(Bulgarien), eingereicht am 16. Juli 2009 — Vasil Ivanov 

Georgiev/Tehnicheski universitet — Sofia, Filial Plovdiv 

(Rechtssache C-268/09) 

(2009/C 220/53) 

Verfahrenssprache: Bulgarisch 

Vorlegendes Gericht 

Rayonen sad Plovdiv 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Vasil Ivanov Georgiev 

Beklagte: Tehnicheski universitet — Sofia, Filial Plovdiv 

Vorlagefrage 

1. Stehen die Bestimmungen der Richtlinie 2000/78/EG des 
Rates vom 27. November 2000 zur Festlegung eines all­
gemeinen Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbe­
handlung in Beschäftigung und Beruf ( 1 ) der Anwendung 
eines nationalen Gesetzes entgegen, das den Abschluss un­
befristeter Arbeitsverträge mit Professoren, die das 65. Le­
bensjahr vollendet haben, nicht zulässt? Konkreter, sind un­
ter Berücksichtigung von Art. 6 Abs. 1 der Richtlinie die in 
Art. 7 Abs. 1 Nr. 6 des Gesetzes zum Schutz vor Diskrimi­
nierung genannten Maßnahmen, die Altergrenzen für die 
Beschäftigung auf einer konkreten Stelle einführen, objektiv 
und angemessen und durch ein legitimes Ziel gerechtfertigt 
sowie verhältnismäßig, unter Beachtung dessen, dass die 
Richtlinie in vollem Umfang in bulgarisches Recht umge­
setzt worden ist? 

2. Stehen die Bestimmungen der Richtlinie 2000/78/EG des 
Rates vom 27. November 2000 zur Festlegung eines all­
gemeinen Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbe­
handlung in Beschäftigung und Beruf der Anwendung eines 
nationalen Gesetzes entgegen, wonach Professoren, die das 
68. Lebensjahr vollendet haben, zwangsweise in den Ruhe­
stand versetzt werden? Ist es angesichts der dargelegten Tat­
sachen und Umstände der vorliegenden Rechtssache und im 
Fall der Feststellung eines Widerspruchs zwischen den Be­
stimmungen der Richtlinie und dem einschlägigen nationa­
len Recht, in das die Richtlinie umgesetzt wurde, möglich, 
dass die Auslegung der Bestimmungen des Gemeinschafts­
rechts zur Nichtanwendung des nationalen Rechts führt? 

3. Legt das nationale Recht das Erreichen des genannten Alters 
als einzige Voraussetzung für die Beendigung des unbefris­
teten Arbeitsverhältnisses und für die Möglichkeit seiner 
Fortsetzung als befristetes Arbeitsverhältnis zwischen dem­
selben Arbeitnehmer und demselben Arbeitgeber für die­
selbe Stelle fest? Legt das nationale Recht eine maximale 
Dauer und eine maximale Zahl von Verlängerungen des 
befristeten Arbeitsverhältnisses mit demselben Arbeitgeber 
nach Umwandlung des unbefristeten Vertrags in einen be­
fristeten fest, nach deren Ablauf eine Fortsetzung des Ar­
beitsverhältnisses zwischen den Parteien nicht möglich ist? 

( 1 ) ABl. L 303, S. 16. 

Klage, eingereicht am 15. Juli 2009 — Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften/Königreich Spanien 

(Rechtssache C-269/09) 

(2009/C 220/54) 

Verfahrenssprache: Spanisch 

Parteien 

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro­
zessbevollmächtigte: R. Lyal und F. Jimeno Fernández) 

Beklagter: Königreich Spanien 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— festzustellen, dass das Königreich Spanien dadurch gegen 
seine Verpflichtungen aus den Art. 19 EG, 38 EG und 43 
EG sowie aus den Art. 28 und 31 des EWR-Abkommens 
verstoßen hat, dass es mit Art. 14 des Gesetzes Nr. 35/2006 
vom 28. November 2006 über die Steuern auf das Einkom­
men natürlicher Personen und zur Änderung der Gesetze 
über die Besteuerung von Gesellschaften, über die Besteue­
rung des Einkommens von Steuerausländern und über die 
Besteuerung des Vermögens eine Vorschrift erlassen und 
beibehalten hat, die Steuerpflichtige, die ihren Wohnsitz in 
das Ausland verlegen, dazu verpflichtet, sämtliche nicht ver­
rechneten Einkünfte in die steuerpflichtige Bemessungs­
grundlage des letzten Veranlagungszeitraums einzubeziehen, 
in dem sie als ansässige Steuerpflichtige galten; 

— dem Königreich Spanien die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

1. Nach Art. 14 des spanischen Gesetzes über die Steuern auf 
das Einkommen natürlicher Personen und zur Änderung der 
Gesetze über die Besteuerung von Gesellschaften, über die 
Besteuerung des Einkommens von Steuerausländern und 
über die Besteuerung des Vermögens, werden Einnahmen 
in dem Kalenderjahr besteuert, in dem sie bezogen werden. 
Dessen ungeachtet enthält Abs. 2 dieses Artikels spezielle 
Regeln, die es ermöglichen, dass bestimmte Arten von Ein­
nahmen mehreren Veranlagungszeiträumen zugerechnet 
werden. Art. 14 Abs. 3 sieht jedoch für den Fall, dass der 
Steuerpflichtige seinen Wohnsitz in das Ausland verlegt, vor, 
dass sämtliche schwebend steuerwirksamen Einnahmen in 
die steuerpflichtige Bemessungsgrundlage des letzten Ver­
anlagungszeitraums einbezogen werden, in dem dieser Steu­
erpflichtige als ansässig galt. 

2. Nach Ansicht der Kommission ermöglicht die spanische Re­
gelung eine diskriminierende Behandlung in den Fällen, in 
denen eine natürliche Person ihren Wohnsitz in Spanien 
aufgibt und in das Ausland verlegt. Es sollte unabhängig 
davon, ob die natürliche Person ihren Wohnsitz innerhalb 
des spanischen Hoheitsgebiets beibehalte oder nicht, dieselbe 
Regelung vorgesehen werden.
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3. Die genannte Vorschrift verstoße gegen den Grundsatz der 
Freizügigkeit nach den Art. 18 EG, 39 EG und 43 EG sowie 
den Art. 28 und 31 des EWR-Abkommens. 

Rechtsmittel, eingelegt am 16. Juli 2009 von KME Germany 
AG, vormals KM Europa Metal AG, KME France SAS, 
vormals Tréfimetaux SA, KME Italy SpA, vormals Europa 
Metalli SpA, gegen das Urteil des Gerichts erster Instanz 
(Achte Kammer) vom 6. Mai 2009 in der Rechtssache T- 
127/04, KME Germany AG, vormals KM Europa Metal AG, 
KME France SAS, vormals Tréfimetaux SA, KME Italy SpA, 
vormals Europa Metalli SpA/Kommission der Europäischen 

Gemeinschaften 

(Rechtssache C-272/09 P) 

(2009/C 220/55) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Verfahrensbeteiligte 

Rechtsmittelführerinnen: KME Germany AG, vormals KM Europa 
Metal AG, KME France SAS, vormals Tréfimetaux SA, KME Italy 
SpA, vormals Europa Metalli SpA (Prozessbevollmächtigte: M. 
Siragusa, G. Rizza, M. Piergiovanni, avvocati, A. Winckler, avo­
cat, und Rechtsanwalt T. Graf) 

Andere Verfahrensbeteiligte: Kommission der Europäischen Ge­
meinschaften 

Anträge 

Die Rechtsmittelführerinnen beantragen, 

— das Urteil aufzuheben; 

— soweit dies auf der Grundlage des dem Gerichtshof vorlie­
genden Sachverhalts möglich ist, die Entscheidung teilweise 
für nichtig zu erklären und die gegen KME verhängte Geld­
buße herabzusetzen; und 

— der Kommission die Kosten des vorliegenden Verfahrens 
und des Verfahrens vor dem Gericht erster Instanz aufzuer­
legen, 

oder, wenn der Verfahrensstand dies nicht zulässt, hilfsweise, 

— das Urteil (einschließlich der vom Gericht erster Instanz 
ausgesprochenen Verurteilung von KME zur Tragung der 
Kosten) aufzuheben und die Rechtssache an das Gericht 
erster Instanz zurückzuverweisen. 

Rechtsmittelgründe und wesentliche Argumente 

Mit ihrem ersten Rechtsmittelgrund rügen die Rechtsmittelfüh­
rerinnen die Annahme des Gerichts, dass die Kommission recht­
lich hinreichend nachgewiesen habe, dass sich die Absprachen 
über gespulte Coils auf den betreffenden Markt ausgewirkt hät­
ten, und dieser Faktor daher beim Ausgangsbetrag der gegen 
KME verhängten Geldbuße habe berücksichtigt werden müssen. 
Mit dieser Annahme und der Zurückweisung des ersten Kla­
gegrunds von KME habe das Gericht gegen Gemeinschaftsrecht 
verstoßen und eine unlogische und unzureichende Begründung 
gegeben. Darüber hinaus habe das Gericht die Tatsachen und 
Beweise, die ihm vorgelegt worden seien, verfälscht, als es sich 
der Schlussfolgerung der Kommission angeschlossen habe, dass 

die von KME vorgelegten wirtschaftlichen Daten nicht belegten, 
dass die Zuwiderhandlung insgesamt keine Auswirkungen auf 
den Markt gehabt habe. 

Mit ihrem zweiten Rechtsmittelgrund rügen die Rechtsmittel­
führerinnen, dass es das Gericht gebilligt habe, dass die Kom­
mission — zur Bestimmung der Größe des von der Zuwider­
handlung betroffenen Marktes im Hinblick auf die Feststellung 
Tatbestandsmerkmals der Schwere bei der Festsetzung der gegen 
KME verhängten Geldbuße — auf ein Marktvolumen abgestellt 
habe, das fälschlicherweise Verkaufsumsätze auf einem getrenn­
ten, dem „Kartellmarkt“ vorgelagerten Markt einbezogen habe, 
obwohl die Mitglieder des Kartells in den betreffenden vorgela­
gerten Markt nicht vertikal integriert gewesen seien. Mit dieser 
Argumentation und der Zurückweisung des zweiten Klagegrun­
des von KME habe das Gericht gegen Gemeinschaftsrecht ver­
stoßen und eine unzureichende Begründung gegeben. 

Mit ihrem dritten Rechtsmittelgrund rügen die Rechtsmittelfüh­
rerinnen, dass das Gericht ihren dritten Klagegrund zurück­
gewiesen habe, dem zufolge die Kommission die Leitlinien 
über die Festsetzung von Geldbußen von 1998 fehlerhaft ange­
wandt und gegen die Grundsätze der Verhältnismäßigkeit und 
Gleichbehandlung verstoßen habe, als es den Ausgangsbetrag 
der gegen KME verhängten Geldbuße wegen der Dauer um 
den maximalen Prozentsatz erhöht habe. Nach Ansicht der 
Rechtsmittelführerinnen hat das Gericht erster Instanz gegen 
Gemeinschaftsrecht verstoßen und eine unklare, unlogische 
und unzureichende Begründung gegeben, als es den betreffen­
den Teil der Entscheidung bestätigt hat. 

Mit ihrem vierten Rechtsmittelgrund machen die Rechtsmittel­
führerinnen geltend, das Gericht habe dadurch gegen Gemein­
schaftsrecht verstoßen, dass es den vierten Teil ihres vierten 
Klagegrunds zurückgewiesen und den betreffenden Abschnitt 
der Entscheidung bestätigt habe, in dem es die Kommission 
abgelehnt habe, KME wegen ihrer Mitwirkung außerhalb des 
Anwendungsbereichs der Mitteilung von 1996 über Zusammen­
arbeit eine Herabsetzung der Geldbuße zu gewähren, was so­
wohl gegen die Leitlinien über die Festsetzung von Geldbußen 
von 1998 als auch gegen die Grundsätze der Billigkeit und der 
Gleichbehandlung verstoße. 

Mit ihrem fünften und letzten Rechtsmittelgrund rügen die 
Rechtsmittelführerinnen, dass das Gericht das Gemeinschafts­
recht und ihr Grundrecht auf eine vollständige und wirksame 
gerichtliche Überprüfung verletzt habe, da es das Vorbringen 
von KME nicht gründlich und genau geprüft und einseitig die 
Wertungen der Kommission übernommen habe. 

Vorabentscheidungsersuchen des Tribunal de grande 
instance de Paris (Frankreich), eingereicht am 16. Juli 
2009 — Olivier Martinez, Robert Martinez/Société MGN 

Ltd. 

(Rechtssache C-278/09) 

(2009/C 220/56) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Vorlegendes Gericht 

Tribunal de grande instance de Paris
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